
waltung wieder ein 144
, jedoch mit dem Reservat, daß [...] der jährliche Überschuß

gedachter Gefälle zu Unserer Disposition verbleibe 145 . Bereits im Mai 1755 wurde

diese Behörde auf Weisung Christians IV. aufgelöst 146 Der Herzog ließ dem

Oberkonsistorium mitteilen147
, daß die geistlichen Güter ihm gehören würden

und nicht den Reformierten: diese hätten lediglich die Nutznießung des Besitzes

für Kirchen sowie Schulen inne, und dieses Recht sollte ihnen auch weiterhin

ungeschmälert verbleiben. Die Überschüsse stünden aber ausschließlich zu lan¬

desherrlicher Verfügung. Alle Aufgaben der Geistlichen Güterverwaltung, be¬

sonders die Bau- und Besoldungspflichten, würden auch weiterhin erfüllt Die

anfallenden Verwaltungsarbeiten könnten durchaus zusätzlich von den fürst¬

lichen Behörden erledigt werden, und deshalb sei eine eigene Güterverwaltung

überflüssig.

Alle Einwände seitens des Oberkonsistoriums waren erfolglos 148 . Die Verwal¬

tung der geistlichen Güter fiel nunmehr dem Aufgabenbereich der Rentkammer

zu149 . Diese Situation hat sich auch während der Regierung Karls II. nicht geän¬

dert; anläßlich der Geburt des Erbprinzen (1776) richtete das reformierte Ober¬

konsistorium aus Sorge „um die Wirkung der hierdurch begründeten katholi¬

schen Regierungssuccession'' 150 ein Gesuch an den Herzog, die Geistliche

Güterverwaltung und Gerechtsame wiederherzustellen 151 . Eine Antwort blieb

jedoch aus.

Exkurs: Die Amtsverwaltung als Bindeglied zwischen der fürstlichen

Regierung und den Gemeinden

Um die Mitte des 15. Jahrhunderts hatte sich in einzelnen Ämtern eine einfache

Verwaltung, die aus den drei Hauptbeamten Amtmann, Landschreiber und

Keller bestand, entwickelt 152 . Zu Beginn des 16. Jahrhunderts war die Speziali¬

sierung der Verwaltung soweit fortgeschritten, daß in den Bereichen der Justiz,

der Steuererhebung und der Zollverwaltung eigene Organe sichtbar wurden.

Die im gleichen Jahrhundert geschaffenen Organisationsformen für das Forst¬

wesen und für die Verwaltung des Kirchengutes rundeten den Verwaltungsauf¬

144 Eine Darstellung der Wiederaufrichtung des Oberkonsistoriums und der GeisÜichen

Güterverwaltung wie auch des Vergleichs mit Serfenissimjo wegen der sich vorzubehal¬

tenden surplus befindet sich im KSchA Zweibrücken IV, Nr. 194.

145 Zitat nach sohn, Geschichte der Kirchenschaffnei Zweibrücken, S. 193.

146 Siehe dazuwernher, Entwurf einer Kirchen- und Religions-Geschichte, S. 102-116.

147 KSchA Zweibrücken IV, Nr. 802.
148 Zur Situation der GeisÜichen Güterverwaltung nach 1755 siehe KSchA Zweibrücken

IV, Nr. 932. Vgl. dazu auch SOHN, Geschichte der Kirchenschaffnei Zweibrücken, S.

195 f.

149 Vgl. dazu ebda., S. 196.

150 wagner, Verfassung und Verwaltung der protestanüschen Kirche der Pfalz, S. 8.

151 KSchA Zweibrücken IV, Nr. 802.
152 Vgl. dazu und zum folgenden EID, Hof- und Staatsdienst, S. 191-213.
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bau des Amtes ab. So war eine Form erreicht, die den Aufgaben der Amtsver¬
waltung entsprach: Sie hatte den landesherrlichen Willen gegenüber den Un¬
tertanen zu vertreten, garantierte die innere Ordnung des Staates und gab ihm
nicht zuletzt die wirtschaftlichen Mittel für seine politischen, militärischen und
kulturellen Aufgaben an die Hand.

Betrachtet man das Personal der lokalen Verwaltung bezüglich seiner
Funktionen 153

, so erscheint der Amtmann an erster Stelle. Dieser Beamte - er
wurde vom Landesherrn persönlich ernannt, erhielt aber seine Besoldung aus
den Gefällen des Amtes - hatte die Aufsicht über die Amtsgerechtsame und die
Regalien im allgemeinen, Geleit und Zollwesen, Wildfänge, Bastardfälle, Muste¬
rungen, Gerichtsexekutionen, die Kontrolle der Bevölkerungsbewegung und die
Aufsicht über sämtliche Unterbehörden inne 154

. Seinen Verpflichtungen ent¬
sprechend waren auch die Geld- und Naturaleinkünfte gut bemessen, wozu
noch ein ständig anwachsendes, von der Landesherrschaft kaum zu überwa¬
chendes Akzidentalwesen kam.

Nach dem Amtmann ist der Landschreiber zu nennen, der für die gesamte
FinanzVerwaltung, für Gefälleinzug, Gerichtsbußen und Domänenverwaltung
zuständig war 155 . Außer seiner Aufgabe als Einnehmer der landesherrlichen
Abgaben wurden ihm im Rahmen einer allgemeinen Verpflichtung zur Unter¬
stützung des Amtmanns auch spezielle Aufgaben der Rechtspflege und der Poli¬
zeiaufsicht übertragen. Der Landschreiber erscheint aber nicht im Abhängig¬
keitsverhältnis zum Amtmann, sondern wirkt neben diesem in seinem sach¬
lichen Aufgabenbereich in eigener Verantwortung gegenüber dem Landesherrn
oder den zentralen Organen. In den Bereichen der Rechtsprechung und Polizei¬
gewalt wird ein Zusammenwirken von Amtmann und Landschreiber
spürbar156 . Sie waren die eigentlichen fast auf gleicher Stufe stehenden Ober¬
beamten eines Amtes.

Seit etwa Mitte des 15. Jahrhunderts war ein sogenannter Keller im Amt, des¬
sen Aufgabe in der Verwaltung der Naturalgefälle, insbesondere der Einkünfte
aus den Domänen bestand157 . Der Keller führte die Naturaleinkünfte zum Teil
zur Hofversorgung ab, gab sie als Besoldungsanteile der Beamtenschaft wieder
aus oder setzte sie auf dem Versteigerungswege in Geld um. Der Erlös aus den
Naturalgefällen war an die Landschreiberei abzuliefern 158

, Zum Ausdruck der

153 Zu den folgenden Ausführungen wurden die Akten über die Oberämter Bergzabern
(LA Speyer B 2, Nr. 5524-5632), Lichtenberg (LA Speyer B 2, Nr. 6150-6155), Meisen-
heim (LA Speyer B 2, Nr. 6313-6330) durchgesehen.

154 Die Aufzählung seiner Pflichten nach dem Bestallungsbrief für den Am tmann Simon
vom 1. März 1772 (LA Speyer B 2, Nr. 3367).

155 Instruktion für den Landschreiber Kroeber vom 2. März 1772 (LA Speyer B 2, Nr.
3367).

156 LA Speyer B 2, Nr. 3367, fol. 16-17 u. fol. 32-34.
157 Vgl. dazu EID, Hof- und Staatsdienst, S. 94-98.
158 Zu den Aufgaben eines Kellers - als Beispiel sei hier das Oberamt Schaumburg ge¬

wählt - siehe LA Speyer B 2, Nr. 3369.
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zunehmenden Schriftlichkeit neuzeitlicher Verwaltung wird der seit dem 17.

Jahrhundert nachweisbare Amtsschreiber159 . Die ständigen Berichte und Rück¬
fragen von den unteren Beamten über die Verwaltungshierarchie bis hinauf zur
Regierung sowie die Entscheidungen in der umgekehrten Richtung konzen¬
trierten sich arbeitsmäßig beim Amtsschreiber, der alles aufzuschreiben, zu
kopieren, zu registrieren und zu inventarisieren hatte.

Wurden die wichtigsten Beamten der Amtsverwaltung kurz in ihren Funktio¬
nen dargestellt, so sollen nun diese Dienststellen in den mehr oder minder
systematischen Aufbau der Gesamtverwaltung eines Amtes 160 eingeordnet
werden. Bei einer Betrachtung der Beamten nach den Funktionsbereichen erge¬

ben sich zwei Hauptgruppen 161 : die Justizbeamten und die Rezeptoren. Als
Jusüzbeamte wirkten in erster Linie der Amtmann und der Landschreiber.
Exekutivbeamte waren die Amtsknechte, Amtsreiter und Amtsboten, schließ¬
lich auch der Scharfrichter. Auf unterster Ebene war auch jeder
Dorfschultheiß 162 und jeder Gerichtsschreiber ein vom Landesherrn bestellter
Rechtspfleger. Die zweite Gruppe, die Rezeptoren, waren Verwaltungsbeamte
auf dem Wirtschafts- und Steuersektor. Eine klare Grenze gegenüber der ersten
Gruppe läßt sich nicht ziehen; die Amtsrezeptoren standen unter der Auf¬
sicht der Oberbeamten, insbesondere des Landschreibers, dem alle Einnehmer,
soweit sie nicht direkt an eine Zentralbehörde gebunden waren, mit ihrer Ab¬
rechnung zugeordnet waren 163 . Auf eigenem Sachgebiet wirkten die Keller.

Mit der Gliederung in zwei Gruppen ist das Amtspersonal aber noch nicht voll¬
ständig erfaßt; es sind die einer eigenen Zentralbehörde zuständigen, aber regio¬
nal auf der Oberamtsbasis organisierten Forstbeamten zu nennen 164

, Amts¬
chirurgen und Amtsphysici rundeten das Bild eines aus einfachen Anfängen zu
einem differenzierten Gebilde gewordenen Verwaltungsapparates ab. Neben
den genannten Stellen, welche die Institutionen des Amtes bildeten, waren Ein¬
richtungen des staatlichen und kirchlichen Lebens wirksam, die sich der geo¬
graphischen Gestalt des Amtes als vorgeprägter Form bedienten. Jedem der vier
Oberämter wurde 1664 ein Inspektor zugeteilt, der die Verbindung der Pfar¬
reien mit der obersten Kirchenbehörde, dem Oberkonsistorium in Zweibrücken,
herstellen sollte. Außerdem sei auf den militärischen Aufgabenbereich hinge¬
wiesen, für den eigene Organisationen gebildet wurden 165

; diese waren auch

159 Siehe dazu die Bestallungen LA Speyer B 2, Nr. 3428-3429.
160 Zu den folgenden Ausführungen wurden die Akten des Oberamts Zweibrücken (LA

Speyer B 2, Nr. 3367), der Herrschaft Guttenberg (LA Speyer B 2, Nr. 3368) und des
Oberamts Bergzabern (LA Speyer B 2, Nr. 3375) benutzt.

161 Die Schwierigkeiten solcher Kategorisierungen liegen in der ungenau umgrenzten
oder mehrere Bereiche umfassenden Aufgabenzuteilung und in der gelegentlich
wechselnden Amtsbenennung.

162 Zur Funktion des Schultheißen vgl. drumm, Schultheißendienst, S. 6, 12 ff.
163 LA Speyer B 2, Nr. 3367, fol. 36, 47-48.
164 LA Speyer B 2, Nr. 3368 u. 3375.
165 eid, Hof- und Staatsdienst, S. 243-254.
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wieder auf eine enge Zusammenarbeit mit den Amtsbehörden angewiesen. Da¬
neben gab es eine Fülle landesherrlicher Beschäftigungsaufträge an Einzelper¬
sonen ohne institutionelle Basis. Neue Unternehmungen, wie beispielsweise der
Chausseebau und der Anbau von Maulbeerbäumen zur Seidenraupenzucht,
brachten besonders in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts wieder Men¬
schen in den staatlichen Dienst.

Die Amtsverwaltung ist gegenüber den Gemeinden und den Untertanen als per¬

manente Vertretung des Landesherrn aufgetreten. Dieses Verhältnis der Amts¬
verwaltung zu Dörfern und Städten ihres Gebietes wurde im wesentlichen von
der immer umfassender werdenden Macht des territorialen Staates bestimmt
Die Kräfte, die dieser Entwicklung im Wege standen oder entgegenwirkten,
mußten zuerst mit der Verwaltung in Konflikt geraten. Dies war in erster Linie
im Bereich der städtischen Freiheiten der Fall 166 . Lagen noch im 15. Jahrhun¬
dert Stadtrechtsverleihungen und der Ausbau städtischer Positionen im Interes¬
se des Fürsten, da sie der militärischen, wirtschaftlichen und rechtlichen Stär¬

kung des Territoriums dienten, so wurde das städtische Element vom 16. Jahr¬
hundert an zugunsten der landesherrlichen Verwaltung zurückgedrängt167 .

Alte Privilegien wurden abgeschwächt, und damit war schon eine bedeutendere
Stufe des Untertanenstaates mit reglementierender und nivellierender Verwal¬
tungstätigkeit erreicht Mit dem Absorptionsvorgang städtischer wie auch
gemeindlicher Eigenrechte durch die pfalz-zweibrückische Landesherrschaft
wurde auch die Bedeutung der Amtsverwaltung einem Wandel unterzogen: Sie
verlor besonders im Verlauf des 18. Jahrhunderts viel von ihrer Selbständigkeit
gegenüber dem verstärkten Zentralismus der landesfürstlichen Regierung 168 . Es

läßt sich feststellen, daß sich Möglichkeiten der Beamten der Amtsverwaltung,
eigene Entscheidungen zu treffen, erheblich verringerten 169

. So stellte das Land
schon lange vor den französischen Umgestaltungen eine Summe sehr weit
gleichgeschalteter und auf verschiedenen Gebieten bis in Kleinigkeiten hinein
staatlich dirigierter Kommunen dar. Der Amtsverwaltung fiel dabei wesentlich
nur noch die Funktion einer Verteilerstelle staatlicher Direktiven und einer
Sammelstelle kommunaler und privater Gesuche an die Landesregierung zu.

V Resümee

Es sollen nunmehr die Grundlinien in der Entwicklung der obersten Regie¬
rungssphäre während des 18. Jahrhunderts zusammengefaßt werden. Als Er¬

gebnis der Bemühungen der Herzoge und ihrer Beamten um die Organisation

166 Als Beispiel sei hier Annweiler genannt (StdA Annweiler, Hauptgruppe 0, Nr. 6). Vgl.
dazu auch biundo/hess, Annweiler, S. 30 ff.

167 Siehe dazu StdA Annweiler, Hauptgruppe 0, Nr. 5.
168 Seit der Mitte des 18. Jahrhunderts kam es wiederholt vor, daß die Regierung auch

Einzelentscheidungen innerhalb des Amtsbereichs traf {StdA Annweiler, Abt B, Nr.

214).
169 StdA Annweiler, Abt. B, Nr. 215.
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